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Beklagte und Revisionsklägerin.

Der 12. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne mündliche

Verhandlung am 18. Dezember 198”

für Recht erkannt”:
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Auf die Sprungrevision der Beklagten wird das Urteil
des

;:r’" 3751}°1€"7151'19‘-‘
2 Soz1algerichts Köln vom

21. Mai 198ü aufgehoben.

‚;„w “J 3°d153 "33.51 19b 338uw:. . .J...

Die Klage wird abgewiesen.
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G r ü n d e :

Die Beteiligten streiten darum, ob Leistungen einer Versorgungs-

kasse als Renten der betrieblichen Altersversorgung anzusehen

sind und deshalb der Beitragspflicht zur Krankenversicherung der

Rentner (KVdR) unterliegen.

Der Kläger
-

geboren 19Ö7
-

bezieht eine
Rente aus

der gesetz—

lichen Rentenversicherung (am 1. Januar 1981: monatlich

1.9ü9‚30 DM
zuzüglich

späterer Anpassungen) und ist deshalb

Mitglied der KVdR. Neben der Rente erhält er von seinem früheren

Arbeitgeber, dem G -Konzern‚ auf Grund eines Versorgungs-

versprechens eine betriebliche Altersrente, die am 1. Januar

1983 monatlich 620,80 DM betrug, außerdem von der Versorgungs-

kasse dieses Konzerns, einem Versicherungsverein auf Gegensei—

'tigkeit, Leistungen, die sich damals auf u09‚63 DM im Monat be-

liefen. Voraussetzung für das VersorgungsversprecBen des Arbeit-
'.f. ;.-f ;( ’i‚.li

gebers war der Beitritt zu der Versorgungskasse oder, falls dies

nach deren Satzung nicht möglich war, der Abschluß eines Lebens-
A 5 ..7.1, =.'.;.“.

‚

versicherungsvertrages Die
Beiträge

zu der Versorgungskasse
.r1 \

“ü--4 eJE .-31)O\': OA FJROE':

mußte der Kläger selbst
tragen.

(i.—‚*l—

@
. ‚„‘ .v3.:fa‚ne ::!«‘ ')“;L‘J i—'«; )iC

Nach Unstimmigkeiten zwischen den
Beteiligten

darüber, ob auch

die Leistungen der Versorgungskasse in die Berechnung des Kran-
)-*.'3 .: ;.Jj. i:„‚ ‘.5'

kenversicherungsbeitrags einzubeziehen seien,
stellte die Be-
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klagte mit Bescheid vom 21. Dezember 1983 fest, daß neben den
‚

Leistungen des Arbeitgebers auch die der Versorgungskasse zu be—

rücksichtigen seien, da auch sie "Ausfluß" der früheren Beschäf-

tigung des Klägers beim G ‘ „..-Konzern seien. Den Widerspruchf

des Klägers wies die Beklagte mit Widerspruchsbescheid vom

23. Februar 1984 zurück.

Die dagegen erhobene Klage hatte vor dem Sozialgericht (SG) Köln

Erfolg (Urteil vom 21. Mai 1984). Nach Ansicht des SG unterlie-

gen Ruhegelder, die allein durch Beiträge der Arbeitnehmer fi-

nanziert werden, nicht der Beitragspflicht zur KVdR. Zwar unter-

fielen auch sie der Klammerdefinition des 5 1 Abs 1 des Gesetzes

zur Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung (BetrAVG) vom

19. Dezember 1974 (BGBl I S 3610, zuletzt geändert durch Gesetz

vom 13. April 1984, BGBl I S 601). Die Vorschrift des S 180

Abs 8 Nr 5 der Reichsversicherungsordnung (RVG) sei aber enger

auszulegen. Sie erfasse nur Versorgungsbezüge, die auf einer

Versorgungszusage des Arbeitgebers beruhten. Die Leistungen der

Versorgungskasse des G -Konzerns würden jedoch allein durch

Beiträge ihrer Mitglieder aufgebracht. Ein rechtlicher Zusammen—

hang ihrer
Leistungen

mit denen des Arbeitgebers„bestehe nicht;;

für sie sei die Kasse nur Zahlstelle..Angesichts■der rechtlichen

Selbständigkeit beider Leistungen führe auch der_Umstand‚ daß der

Arbeitgeber das Versorgungsversprechen von der Mitgliedschaft der

Arbeitnehmer in der Versorgungskasse abhängig mache, zu keinem

anderen Ergebnis. Die Rente aus der Versorgungskasse sei eher der

Eigenvorsorge der Versicherten.zuzuordnen.
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Mit ihrer vom SG zugelassenen Sprungrevision rügt die Beklagte in

eine Verletzung des 5 180 Abs 5 iVm Abs 8 Rvo.durch das SG. Das ;

Gesetz habe im einzelnen und abschließend aufgezählt, welche„isuw

Einkünfte als der Rente vergleichbare Einnahmen (Versorgungs--„

bezüge) "gelten" sollten. Leistungen einer Pensionskasse an ehe—

malige Arbeitnehmer gehörten auch dann zu den beitragspflichtigen

Renten der betrieblichen Altersversorgung, wenn sie auf Beiträgen

der Arbeitnehmer beruhten. Nur Einnahmen auf Grund von Beiträgen,

die der Rentner unabhängig von seinem früheren Arbeitsverhältnis

entrichtet habe, seien bei der Beitragsbemessung nicht zu be- &

rücksichtigen. Unabdingbare Voraussetzung für das Versorgungs—

versprechen des früheren Arbeitgebers des Klägers sei der Bei—

tritt zu der
Versorgungs£asse

gewesen. Bei dieser Verknüpfung der

Versorgungsleistungen könne nicht davon gesprochen werden, daß

die beiden Leistungen voneinander unabhängig seien. Die hier

vorliegende Form der Altersversorgung sei nicht anders zu sehen

als die betriebliche Altersversorgung durch eine Einrichtung, an

der sich Arbeitgeber und Arbeitnehmer gemeinsam beteiligten, da

sonst Uhgleichheiten aufträtenfw

Die?Beklagte‘beantragtf

**dasiprteilfdeS'Sozialgerichtstöln7v0mv

3271 Mäikä9ßu'aufzuheben‘und*die>Klage-;

abZUWéisen.

Der Kläger=beantragt,»

die Sprungrevision zurückzuweisens
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Er verweist auf die Ausführungen des SG. Bei den fraglichen Lei-

stungen handele es sich um eine private Vorsorge des Arbeitnehfn

mers. Entscheidend sei, daß es insoweit an einer Versorgungs-

zusage des Arbeitgebers fehle.

Die Beteiligten haben sich damit einverstanden erklärt, daß der

Rechtsstreit durch Urteil ohne mündliche Verhandlung (% 12U Abs 2

des Sozialgerichtsgesetzes -SGG-) entschieden wird.

II

Die Sprungrevision der Beklagten ist begründet.

Die Klage gegen den Bescheid der Beklagten vom 21. Dezember 1983

war abzuweisen, da die Beklagte zu Recht auch diejenigen Lei-

stungen als beitragspflichtig angesehen hat, die der Kläger von

der Versorgungskasse des G —Konzerns bezieht.

Daß Beiträge zur KVdR außer von Renten der gesetzlichen Renten-

versicherung auch von vergleichbaren Einnahmen erhoben werden,

entspricht den ab 1. Janüar:1983 gültigen gesetzlichen Bestim-gq

mungen (eingeführt durchzdas Rentenanpassungsgesetz —RAG— 1982„;

vom 1. Dezember 1981, BGBl I S 1205). Die-;Bestitnmungemge]_.tgan_„_„f

auchvfürfdie Ersatzkassen, wie sich aus S53507 Abs #, 514gAbs ;;

iVm den 55 180-Ab3 5, 381 Abs 2, 385 Abs,1 Satz 1,_Abs 2 undjugb

Abs 2a RVO ergibt. Nach diesen Vorschriften werden auch bei„g„ig

ihnen, wie bei den gesetzlichen Krankenkassen, die Beiträge zur;

KVdR nach einem Grundlohn bemessen; zu ihm gehören nach 5 180
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Abs 5 BVD neben der Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung

(Nr 1) die "der Rente Vergleichbaren Einnahmen (Versorgungsanui.

bezüge)" (Nr 2), jeweils bis zu einer bestimmten Bemessungs- .„.

grenze. Welche Bezüge dabei als Versorgungsbezüge gelten, ist in

$ 180 Abs 8 Satz 2 BVD näher geregelt; unter Nr 5 werden “Renten

der betrieblichen Altersversorgung" ausdrücklich genannt.a

Der Begriff der "betrieblichen Altersversorgung" ist in S 180 RVO

.
nicht definiert. Auch die Definition in $ 1 Abs 1 BetrAVG kann,

weil dieses Gesetz andere Zwecke als 5 180 RVO verfolgt, nicht

ohne weiteres übernommen werden, obwohl die Begründung zu 5 180

Abs 5 bis 8 BVG auf & 1 Abs 1 BetrAVG hinweist (BT-Drucks 9/ü58,

S 35 zu Nr 2). Es heißt dort: "Unter Nr 5 fallen Renten der Al—

ters-, Invaliditäts— oder Hinterbliebenenversorgung, die auf

einer Versorgungszusage eines Arbeitgebers aus Anlaß eines Ar-

beitsverhältn155es beruhen (vgl S 1 des Gesetzes zur Verbe35erung

der betrieblichen Altersversorgung vom 19. Dezember 197ü, BGBl I

197“, 3610), ferner Zusatzversorgungsleistungen im öffentlichen

Dienst‚undüder‘Huttenknappschaft."

Wederfder KlämmerzusatzßnochidertBégriffr"Versorgungszusage■_sind

iniden $i180 Abs'8äSatz£2iNr?5 Rvotaufgenommen.worden; es istnum

nic■tieinmalssicher;föb*$“1 BetrAVGRichtfnur?äisveinerver-f mcv
gieiéhsüörmrerWähntonrden'i5t,idie3dassGemeinte:lediglichlverus

deutlichéniéollT("vgl").€Einé£Bindung■des?Begriffsiderf■betriebi

lichen9Altersver50rgung"3in651180 Abs 853at232.er5:Rvofanidiedl

Definition des 5”1 BetrAVG kannidarausfjedenfalls nicht'hergezdr

leitet Werden. Der3senat kann deshalb auch offen 1asSen; wie der
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Begriff der "betrieblichen Altersversorgung" in S 1 BetrAVG aus-

zulegen ist, ob er insbesondere von dem Begriff abweicht, der dem

5 180 Abs 8 Satz 2 Nr 5 RVG zugrunde liegt.

Fehlt somit für 5 180 Abs 8 Satz 2 Nr 5 RVG eine Definition des

Begriffs der "betrieblichen Altersversorgung", so ist sein Inhalt

eigenständig nach Zweck und Systematik dieser Vorschrift abzu—

grenzen.

Aus 5 180 Abs 5 Satz 2 Nr 2 BVG ergibt sich, daß nur diejenigen

Versorgungsbezüge von der Beitragspflicht zur KVdR erfaßt werden

sollen, die den Renten der gesetzlichen Rentenversicherung ver-

gleichbar sind. Welche Bezüge-damit gemeint sind, macht die Auf-

zählung in S 180 Abs 8 Satz 2 BVG deutlich. Alle dort genannten

Bezüge knüpfen an eine Berufstätigkeit an. Soweit es sich dabei

um Renten handelt, brauchen sie nicht vom Arbeitgeber finanziert

oder mitfinanziert zu sein, sondern können allein auf Beiträgen

der Versicherten beruhen, wie zB Renten von Versicherungs— und

Versorgungseinrichtungen für bestimmte Berufsgruppen (S 180 Abs 8

Satz 2 Nr‘3 RVG); Dies legt es_nahe‚ auch den in S 180„Abs„8

Satz 2 Nr‘5 RVO verwendeten Begriff PRenten.der betrieblichen „„
Altersversorgung";nicht auf Leistungen zu beschränken, die ganz

oder zum Teil vom Arbeitgeber finanziert sind, sondern ihnen

grundsätzlich auch solche
Leistungen

zuzurechnen, zu denen allein

die Arbeitnehmer beigetragen haben; Im übrigen ist in der Geset-

zesbegründung zu S 180 Abs 8 BVG — bei der Abgrenzung—der in die

Beitragspflicht zur KVdR einbezogenen Versorgungsbezüge - auf_»

deren "Einkommensersatzfunktion" hingewiesen worden; aus ihr er-
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gebe sich, daß alle Einnahmen zu berücksichtigen seien; "die wie

die Rente bei Berufs- oder'Erwerbsunfähigkeit oder als Alterse

bzw Hinterbliebenenversorgung Arbeitsentgelt oder Arbéitsein-‘

kommen ersetzen" (BT-Drucks 9/458, S 3”, rechte Spalte oben).

Eine Solche Ersatzfunktion haben indessen nicht nur vom Arbeitet

geber (mit—)finanzierte Renten; sondern alle betrieblichen Ren-

ten, unabhängig von der Art ihrer Finanzierung. Dementsprechend

sollen nach dem Willen des Gesetzgebers (BT-Drucks 9/458 aaO) nur

Einnahmen unberücksichtigt bleiben, "die nicht unmittelbar auf

ein früheres Beschäftigungsverhältnis oder auf eine frühere Er--

werbstätigkeit Zurückzuführen sind (zB Einnahmen auf Grund be—

triebsfremder privater Eigenvorsorge, Einnahmen aus ererbtem

Vermögen)". Dies gilt vor allem für Alterseinnahmen der Rentner,

die auf Beiträgen beruhen, die sie unabhängig von ihrem früheren

Arbeitsverhältnis geleistet haben (Kierstein, WzS 1982, 289,

293)24'

Der Senat braücht im vorliegenden Fall nicht zu entscheiden; ob,

alleinÜVOn den Versicherten finanzierte Renten der betrieblichen

Altersversorgung“generell in«die‘Beitrag3pflicht’iur KVdR einbeä

zogen sind? Die Einbeziehung dér■von der?Ver30rgungskasse des■■ä

GX””F Elf—’Konz'erns"gezahlten-'}Rente?"ist jedenfalls unbedenklichy‘££

weil es sich bei*ihr um éinén”BestandteilleinerfGesämtVersorgung

lthahdelt’;“d'eren einer Teil allein vom Arbeitgeberuund-deren*ande&

rer Téil■ällein■von—den Arbeitnehmern finanziertwwird;.DievVerfh

flechtuhgibeiderüTeilefergibt sichüvor allemfdaraus} daß die■xex

Leistung des Arbeitgebers grundsätzlich nur solchen Arbeitnehmern

gewährt Wird,“die-sichfin der Versorgungskasse des Konzerns ver-
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_9_

sichert haben. Beide Leistungen sind ferner
von der Tätigkeit im

Konzern und von dem dort erzielten Einkommen abhängig. Damit.

entspricht die Gesamtrente ("G‚g‚eg -Rente"), wirtschaftlich ge-

sehen, der Leistung aus einer einheitlichen Versorgung, die vom

Arbeitgeber und den Arbeitnehmern gemeinsam finanziert wird; auch

der aus Beiträgen der Arbeitnehmer herrührende Teil der Gesamt-

versorgung ist deshalb einer Rente aus der gesetzlichen Renten—

versicherung vergleichbar und damit beitragspflichtig zur KVdR

(% 180 Abs 5 Nr 2, Abs 8 Satz 2 Nr 5).

Die Beitragspflicht der fraglichen Leistung ist mit den Vor-

schriften des Grundgesetzes (GG) vereinbar. Es verstößt insbe-

sondere nicht gegen den allgemeinen Gleichheitssatz (Art 3 Abs 1

GG), daß Renten, die zwar als solche allein auf Beiträgen von

Arbeitnehmern beruhen, jedoch Teil einer vom Arbeitgeber mit-

finanzierten Gesamtversorgung sind, in die Beitragspflicht ein—

bezogen werden. Der erkennende Senat hat schon wiederholt im An—

schluß an die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts

(BVerfG) entschieden, daß der Gesetzgeber bei Erlaß von Regelun-

gen über die Finanzierung eines Systems der Sozialen Sicherheit

einen.weiten.Gestaltungsspielraumghat (vgl SozR 4100 % 186b;Nr 1,

5 186c Nr 3; vgl auch SozR_2200'5;1651Nr%69).5Engkann„dabei_als

Maßstab die allgemeine wirtschaftliche Leistungsfähigkeit_der;qi

Versicherten wählen und dementsprechend diesBeitragsbelastung;an

der Gesamtheit ihrer Einkünfte orientieren, wie dies bei der;gqg

freiwilligen Krankenversicherung geschehen ist (S 180 Abs_ü RVO).

Er kann aber auch das beitragspflichtige Einkommen enger abgren-

zen, insbesondere die beitragspflichtigen Bezüge einzeln (enume—
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_10_

i
rativ) aufzählen, wie in 5 180 Abs 5 bis 8 RVG für die Beiträge

zur KVdR. Soweit danach (5 180 Abs 8 Satz 2 Nr 5 RVG) betrieblié

che Vérsorgungsleistungen beitragspflichtig sind, die nicht;alba

lein von den Arbeitnehmern, sondern auch vom Arbeitgeber und/oder

aus öffentlichen Mitteln finanziert werden,.ist dies Jedenfalls

unbedenklich. Darüber hinaus erscheint es aber unter dem Blicki.

winkel der Gleichbehandlung wesentlich gleicher Sachverhalte'“

nicht nur zulässig, sondern sogar geboten, die genannten Versor-

gungsleistungen auch dann der Beitragspflicht zu unterwerfeh,

wenn sie - wie die Betriebsrente des Klägers — zwar aus ver-

schiedenen Quellen fließen, von denen die eine aus Beiträgen des

Arbeitgebers, die andere aus Beiträgen der Arbeitnehmer gespeist

wird, beide Leistungen jedoch zu einem vom Arbeitgeber und den*

Arbeitnehmern gemeinsam getragenen Gesamtversorgungssystem gehö-

ren. Ein solches System erfüllt, wie ausgeführt, wirtschaftlich

die gleiché Funktion wie—ein einheitliches Versorgungssystem‚ zu

dem Arbeitgeber und Arbeitnehmer Beitragsanteile leisten.

Ein Verstoß gégeanrt 3
Abst1

GG liegt auch insoweit nicht vor,“

als derfGe3etzgeberffür Leistungen der betrieblichen Altersverea

isorgungf’diefnichtfalsiregelmäßig.wiederkehrende Bezüge; sondern

alsiEinmalzahlungen.(Käpitalbéträge) gewährtiwerden,'Beitragsi ?

pflicht'nurfdann—v0rgesehen hat; wenn-diese Zahlungen nachträgaM

Iichfanfdie'Stelléwlaufénder98ezügé*tretenn($»180fAbs;8\Satzzüe?

RVO)?£Dasibedeutet‚■daß?eihmalige Leistungen beitragsfrei blei■b

„ben; Wenn sie von Vornhereinaalsisolcheävereinbart oder zugesagt

warenä:Hiergegen sind unter dem Gesichtspunkt des Gleichheit3-v?

satzes verfas$ungsrechtliche Bédenken erhoben worden*(zß.in einem
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Vorlagebeschluß des SG Hamburg vom 11. Mai-198“ — 22 Kr 2/84 -‚

an das BVerfG)»ä

Nach Ansicht des Senats greifen diese Bedenken nicht durch, da es

ausreichende Gründe für die unterschiedliche Behandlung der bei-

den genannten Fallgruppen gibt. Auszugehen ist dabei von der

Entscheidung des Gesetzgebers, grundsätzlich nur der Rente ver-

gleichbare Bezüge ("Versorgungsbezüge") beitragspflichtig zu ma-

chen (5 180 Abs 5 Nr 2 und Abs 6 Nr 2 EVO). Für diese Beschrän-

kung und ihre verfassungsrechtliche-Zulässigkeit sprechen in er—

ster Linie rechtssystematische Gründe; der Rente als einem vom

Begriff her regelmäßig wiederkehrenden Bezug sind nur Bezüge

vergleichbar, die wie sie regelmäßig wiederkehren (laufende Be—

züge). Nur sie sind auch hinsichtlich ihrer sozialen und wirt-

schaftlichen Bedeutung den Renten ähnlich; für einmalige oder in

wenigen, unregelmäßigen Raten ausgezahlte VersorgungsleistUngen

trifft dies nicht zu. So bietet ein einmaliger Kapitalbetrag im

Gegensatz zur Rente keine Gewähr dafür, daß der Empfänger ihn in

der Folgezeit zur Deckung seines Lebensunterhalts und damit zur

langfristigen Alterssicherung_yerwendet;.häufig.wird er ihnügiü

.vielmehr zur Befriedigung zeitlich begrenzter Bedürfnisse benutr

zen;(vgl*Höfer/Abt‚1BetrAVG,„2;TAufl„dey
, ArbGr RdNr„25)„ad‘z

's: .wxnjd ■xmoX.el .nxe; nsbusß
basb;adus:is

#53ca tu .737i3■;i

Erscheint hiernach die grundsätzliche Beschränkung der Beitrags-

pflicht auf regelmäßig wiederkehrende_Versorgungsbezüge rechtlich

und sachliCh hinreichend begründeq„so ist„es andererseits ver—

ständlich„da „de ;Gesetzgeber ausnahmsweise auch nicht regel-;

mäßig wiederkehrende Bezüge dann in die Beitragspflicht einbezo-
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?

gen hat, wenn sie nachträglich an die Stelle wiederkehrender Be-

züge treten. Diese Regelung soll offenbar verhindern,.daß lau-.

fende Bezüge nur zum Zwecke ihrer Beitragsbefreiung in einmalige

“umgewandelt werden, insbesondere durch nachträgliche Kapitali-xt

sierung einer Rente. Das gleiche Ergebnis (Beitragsfreiheit) ist

allerdings auch dadurch zu erreichen, daß die Versorgungsleistung

von vornherein als eine einmalige vereinbart oder zugesagt wird.

Wegen dieser Möglichkeit brauchte der Gesetzgeber jedoch nicht_

sämtliche einmaligen Versorgungsleistungen, also auch die von

vornherein als solche vereinbarten oder zugesagten, beitrags-

pflichtig zu machen.

Fraglich ist schon, ob bei der zuletzt genannten Fallgruppe die

Gefahr der Gesetzesumgehung nicht bereits aus tatsächlichen

Gründen geringer und deshalb die Notwendigkeit einer der Umgehung

vorbeugenden Regelung weniger dringlich ist als bei der er$tena

Gruppe. So ist es immerhin denkbar und sogar naheliegend, daß.

Absprachen‘übér die Art der späteren Versorgung (laufende oder?“

einmalige-Leistungen)
vor Eintritt des Versorgungsfalles nichté;

oder nur Selten unter dem Ge3ichtspunkt einer’Späteren Beitrags-

freiheit der—EéiStung getroffenlwerden;wdaß‘dieser Gesichtspünkt

dagegen nach Eintritt desfversorgungSfalles'fürfdieaßeteiligten"

wichtiger, uU_sogar entscheidend werden kann. Es kommt hinzu, daß

‘V’e“■"s“o"xiguhg‘s'äbszpräö■'e‘ri‘f"ddé”1«;äu's'ag‘e'nyür'die:eine fé1nma1"i'gehi<ap'itall

'*zahlung—vorsehen;”bi3hér*-?jedenfalls“in’größerenFünternehmen';1

Randersoheihu'ng‘e‘n' geblieben? sind“("vgi‘fdäz'ufvBT"-Dr‘ucks‘f 872377, r—„‚.

S'18 f unter ua mit Tabelle/Ha)? Wie der Gesetzgeber‘sich gegen;

über solchen mehr oder minder selteneanusnahmefällen zu verhal-
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ten hat, ob er sie, um die Anwendung des Gesetzes zu vereinfachen

und für die Verwaltung praktikabler zu machen, vernachlässigen

oder umgekehrt im Interesse einer möglichst lückenlosen Regelung

mit berücksichtigen soll, liegt nach der Rechtsprechung des

BVerfG weitgehend in seinem Gestaltungsermessen. Im vorliegenden

Fall hat er die bestehende Problematik sehr wohl gesehen und sich

zunächst dafür entschieden, die zweite Gruppe von Fällen bei-

tragsfrei zu lassen; andererseits hat er in einem
zugleich

mit

dem Gesetz gefaßten Beschluß die Bundesregierung ersucht, bis zum

31. Dezember 198H zu berichten, ob und ggf in welchem Umfange

sich aufgrund der Einführung eines Krankenversicherungsbeitrags

von den Versorgungsbezügen die Zahl der Umwandlungen von laufen-

den Zahlungen in Einmalzahlungen sowie die Zahl der von vorn—

herein vereinbarten Einmalzahlungen erhöht hat (Sitzungsberichte

des Deutschen Bundestages vom 23. Oktober 1981, S 3N73 C, und

BT-Drucks 9/88”, S 5 unter Nr 2). Damit hat sich der Gesetzgeber

offenbar für den Fall einer wesentlichen Erhöhung der von vorn-

herein als solche vereinbarten Einmalzahlungen eine Änderung

seiner Entscheidung über ihre —„zunächstkhingenommene‚--Beir ;

tragsfreiheit in der KVdR vorbehalten, dies aber vgn3der„weiteren

Entwicklung abhängig machen;wollen.;Ein;301che33Vorgehen hält der

Senat bei neuen gesetzlichen Regelungen,;deremAuswirkungen■j‘plgtw

den Gesetzgeber noch nicht;voll'überschaubargsind,äfurgvertretf;m

bar. Durchgreifende Bedenken sind dagegenyjedenfalls;—yauch unter

dem Gesichtspunkt des Art:3 Abs 1 GG ; nichthu erheben.3icsad m:

i .::.:t.j ‚. ' „«Fi .'1£3:""...;1139; l‘i-.?« n9ndi "f.-Ö f‘»n.:: amd-zo? res-h '”;:, s f:f"iii£.3"‘'_"'Y.'-;Y

Die Neuregelung der KVdR—Beitragspflicht in 5 180 Abs 5:iVm Abs 8

Satz 2 Nr 5 RVG verstößt auch nicht gegen Art 1H GG, Der Gesetz-
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1

geber war durch diese Verfassungsvorschrift nicht gehindert,

Renten der betrieblichen Altersversorgung mit Beiträgen zu be-

lasten. Nach ständiger Rechtsprechung des BVerfG schützt Art 1u

GG grundsätzlich nicht gegen Zugriffe auf das Vermögen oder Ein—

kommen durch Auferlegung von Geldleistungspflichten; das gilt

auch für Zwängsbeiträge (vgl Leibholz/Rinck, Grundgesetz,

6. Aufl, Art 1ü Anm 7). * 1T li
. >‚> " 11„„

1

Daß der Gesetzgeber von ihm selbst gewährte Rechtspositionen

(einschließlich von Anwartschaften) ganz oder teilweise wieder

zurücknehmen kann (Art 1” Abs 1 Satz 2 GG), wenn sich die wirt-

schaftlichen Voraussetzungen wesentlich ändern und es das öf-

fentliche Interesse, insbesondere das Interesse der Allgemeinheit

an der Erhaltung der Funktions- und Leistungsfähigkeit eines Re-

gelungssystems erfordert, hat der Senat für die 1977 erfolgte

Einschränkung des Kreises der bisher beitragsfrei versicherten-“

Rentenberechtigten (% 165 Abs 1 Nr 3 BVD idF des Gesetzes vom

27. Juni 1977) schon entschieden (BSGE 54, 293). Das gleiche

gilt für5den — hier vorliegenden - Fall, daß solche Gewährungehst

in-anderer Weise eingesehränkt Werden, insbesondere dadurch, daß

'die -
biSBEFÜUnd'anch3weiterhin

- Begünstigten erstmals.mit'ßeie?

trägén belastet werdéh?bder—daß ihre Beitragslast später wesent&i

lich erhöht wird. Dabeifist jedoeh L Wie'bei der (teilweisen) "ä?
Rücknahme von GeWährungen — der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit

zu beachten; auch sind*die Interessen der Bürger, vor allem"ihrvr

Vertrauen auf den Fortbestand der ihnen verliehenen Rechtsposi-

tionenüVgebührend zu berücksichtigen (näch'BVerfG eu; 87;110A hat
der réchtsstaatliche Grundsatz des Vertraüensschutzes für‘ver-.4
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mögenswerte Güter im Eigentumsgrundrecht eine eigene Ausprägung

und verfassungsrechtliche Ordnung erfahren). Gemessen an diesen

verfassungsrechtlichen Vorgaben hält der Senat die Neuregelung-

des Beitragsrechts der KVdR, soweit sie den Kläger betrifft, für

unbedenklich, und zwar sowohl unter dem Gesichtspunkt des Ein-

griffs in soziale Rechte (bisherige Beitragsfreiheit der Rent—

nerkrankenversicherung) als auch im Hinblick auf die Ausdehnung

der Beitragspflicht-auf neben der Rente gewährte "private" Ver-

sorgungsbezüge, insbesondere Betriebsrenten.

Welche Gründe den Gesetzgeber im RAG 1982 zu einer Einbeziehung

der Versorgungsbezüge in die Beitragspflicht der KVdR bewogen

haben, ist der Begründung des Gesetzes (BT-Drucks 9/458, S 29 f,

33 ff) hinreichend deutlich zu
entnehmen.

Danach hat neben dem

Bestreben, den Krankenkassen zusätzliche Einnahmen zu verschaffen

(deren Höhe auf jährlich 800 bis 1000_Millionen DM geschätzt—

wurde, mit den Beiträgen aus Beamtenpensionen und Betriebsrenten

als den größten Einzelposten, BT-Drucks aaO, S &, “7 f), die Er—

Wägung im Vordergrund gestanden, alle Rentner qur solidarischen

Finanzierung entsprechend ihrer Leistungsfähigkeit" heranzuziehen

(BT-Drucks aa0,wAnlagep3;is 55 zu32D5undqzu diesem Zweckq■die‘ün

“gesamtenaaufzeineufrüheretErwerbstätigkeitgzurückgehendengAl-_„»

terseinnahmen"'in‚Anspruchnzujnehmen„soweitgsieg"funktional Er—

satz von Arbeitsentgelt, Dienstbezügen oder Arbeitseinkommen Qf„

sind”; dies führe qu mehr Beitragsgerechtigkeit innerhalb derjg

Gruppe.der Rentner■gund tragetdazu bei, "die Belastung der Ak-
„

tiven nicht in demselben Maße wie bisher steigen zu lassen" (Be-

richt'des.Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung, BT-Drucks
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\
9/88”, S—56 unter 3; vgl ferner aus der Beratung des RAG 1982 im

Bundestag die Ausführungen von Heyenn, Schmidt und Ehrenberg in

der 60. Sitzung am 23. Oktober 1981, Sitzungsberichte S 3ü63‚

3H68 und 3470; dabei nannte letzterer als Ziele der Neuregelung

"mehr Beitragsgerechtigkeit und Harmonisierung der Alterssiche-

rungssysteme").

Die Beweggründe für die
gesetzliche

Neuregelung der KVdR-Beiträge

lagen hiernach, neben einer Einnahmeerhöhung der Krankenkassen,

vor allem auf sozialpolitischem Gebiet
(Stärkung

der Beitrags-

gerechtigkeit und der Solidarität unter den versicherten Rent-

nern); hinzu kamen allgemein am Gleichheitssatz orientierte Er-

wägungen, insbesondere die Absicht, alle aus früherer Berufs-

tätigkeit herrührenden Versorgungseinnahmen gleich zu behandeln.

Daß dabei eine im Beitragsrecht der Sozialversicherung bisher

respektierte Schranke, nämlich Pflichtbeiträge nur von'soléheni

Einnahmen zu erheben, die zugleich Versicherungspflicht begrün-

den, übersprungen wurde, hat man gesehen, aber—bewußt in Kauf'

genommen (Vgl dazu BTéDrucks 9/ü58, Anlage 2, S 49-unterl1'undsr

Töns in DOK 1982, M29, U32 rechte Spalte unten). Andererseits ist

offenbar entscheidend inS-GeWicht gefallen, daßiein=KVdR=3y3tem,

das-die‘Béitragspflicht'der‘Rentnerdauffihre■au3■derigesetzlichen

RentenVerSicherung bezogene Rente beschränkt,£immerzdann;zwenn■s

diese Rente nur einen Teil, uU sogar nur einenwgeringen Teil„der

GeSamtversbrgung des Réutners bildet, sozialpolitischrzuhschwerq

erträglicheng'weil die Gesamtheit der Beitragszahler der.Kran—1T

kenversicherung übermäßig belastenden Ergebnissen führen.kann. :

Vor allem gibt es keine sachliche Berechtigung dafür, die'"akti-
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ven" Kassenmitglieder den
Krankenvérsicherungsschutz

auch solcher

Rentner mittragen zu lassen, die_mit ihren Einnahmen zur Alters-

versorgung insgesamt wirtschaftlich besser als der Durchschnitt

der aktiven Mitglieder stehen. Dabei darf nicht unbeachtet blei-

ben, daß die Ausgaben der Krankenkassen für je einen Rentner die

Ausgaben für je einen noch im Berufsleben stehenden Versicherten

deutlich übersteigen (vgl hierzu für die Ortskrankenkassen den

Statistischen und finanziellen Bericht für das Jahr 1983, her-

ausgegeben vom Bundesverband der Ortskrankenkassen, S 17 ff).

Solange die gesetzliche Krankenver$icherung - entsprechend ihrer

ursprünglichen Konzeption - im wesentlichen nur abhängig Be—

schäftigte umfaßte, deckten sich die von ihnen erzielten und zu

Beiträgen herangezogenen Verdienste in der Lebenswirklichkeit

regelmäßig mit dem "Gesamteinkommen" der Beschäftigten. Dabei

entsprach es dem Solidaritätsprinzip, daß die besser verdienenden

Versicherten durch höhere Beiträge für den Versicherungsschutz

der weniger verdienenden mit aufkamen. Dieses in sich ausgewogene

'System wurde gestörty-als mit der Schaffung der KVdR Rentner sehr

unterschiedlicher Herkunft;in die Versicherungspflicht einbezogen

wurden und eine niedrige Rente keineswegs eine entsprechend ge-

ringe wirtschaftliche'Leistungsfähigkeit_zu„bedeuten1brauchte,„

Wenn unter diesen - neuen — Bedingungen der gesetzlichen Kran—

kenversicherung das Solidaritätsprinzip;seine sinngebendei3unk-

tion, insbesondere seine Legitimation für die Abstufung der Bei—

träge_nach der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der_‘__„Versi_-;;—1

cherten behalten solltei‚dann konnten die Beiträge pflichtver-c

sicherter Rentner, die neben ihrer Rente aus der gesetzlichen.„
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&
Rentenversicherung noch andere Versorgungsbezüge haben, nicht

mehr allein nach der Höhe der Rente bemessen werden. Auch diese

anderen VersorgUngsbez0ge mußten dann vielmehr zu Beiträgen her-

’angezogen Werden, jedenfalls soweit sie der Rente vergleichbarl

sind, dh aus einer früheren beruflichen Betätigung herrühren und

der Sicherstellung der Altersversorgung dienen.
3

Bei der Ausdehnung der Beitragspflicht auf solche Versorgungs-—

‚bezüge hätte sich der Gesetzgeber allerdings darauf beschränken

können, dies nur für nach der Verkündung oder dem Inkrafttreten

des RAG 1982 neu in der KVdR pflichtversicherte Rentner (Renten-

antragsteller) vorzuschreiben, es dagegen bei den "Altrentnern",

wie dem Kläger, bei dem bisherigen Rechtszustand (Beitragsfrei-

heit der Versorgungsbezüge) zu belassen und ihnen damit einen

weitgehenden "Vertrauensschutz" einzuräumen. Wenn der Gesetzgeber

diese Lösung gleichwohl nicht gewählt hat, weil sie ihm offenbar

wegen der Dringlichkeit seines Reformanliegens nicht vertretbar

erschien, so hat er—sich damit nach Ansicht des Senats noch im;

Rahmen der ihm zuzubilligenden Gestaltuhgsfreiheit gehalten und

bei Abwägung‘der öffentlichen Interessen mit denen der Bürger
wederfgégenéden

Grundsatz der Verhälthismäßigkeit*verstoßen‘noch

den Betroffenen“dadurchféin unzumutbares 0pfer'aüférlégtm

Däé’éilt”auch für den Kläger;'der75eitidem.1ufJanuare1983'vonan

“beiden Teilen seiner Betriebsrente Beiträge zur KVdRzu ent£®i£

richten hat! Ei nac&e während def"fraglichen Zeit bei einem Ge4

samtrenténeinkommen"von rund 3.000 DM(1;030‚ü3 DMBetriebsä*“?

rente und etwa 2.000 DM gesetzliche Rente)'einen Monatsbeitrag”
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von 62,3H DM für seine KVdR zu entrichten; dafür wurde ihm ein

voller Krankenversicherungsschutz zuteil. Mit dem gleichen Bei—

tragsaufwand hätte er eine private Krankheitskostenvollversiche-

rung bei weitem nicht finanzieren können. Das gilt auch für die

Zeit ab 1. Juli 1983, seitdem von seiner gesetzlichen Rente ein

— bis zum 1. Juli 198“ auf 3 vH gestiegener - eigener Beitrags-

anteil einbehalten wird.

Da somit die Bedenken des Klägers gegen die gesetzlichen Vor—

schriften
und

die Versicherungsbedingungen der
Beklagten,

auf die

sie die angefochtene Beitragsforderung gestützt hat, sämtlich

unbegründet sind, diese Regelungen nach Ansicht des Senats auch

sonst mit dem GG vereinbar sind und die Forderung der Beklagten

im übrigen nach Grund und Höhe unter den Beteiligten nicht

streitig ist, hat der Senat der Revision der Beklagten stattge—

geben und die Klage abgewiesen.
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